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schlagene Plan praktischer Aktionen war nicht einfach das 
Pazit einer ernsten Analyse der in Europa entstandenen 
Situation, sondern gewissermaßen die Synthese vieler zu 
diesem Zeitpunkt bereits geäußerter Ideen (darunter auch 
von Politikern aus mchtsozialistischen Ländern). Die Ur­
heber dieser Deklaration betrachteten sie durchaus nicht 
als Ultimatum und dieses Programm durchaus nicht als 
einzig möglichen Ausweg aus der entstandenen Lage. Sie 
hofften im Gegenteil, daß das Programm die vernünftige 
Grundlage für einen gesamteuropäischen Dialog darstellen 
könnte.

Das Aktionsprogramm ging davon aus, daß es notwen­
dig ist, die Entwicklung gutnachbarlicher Beziehungen auf 
der Grundlage der Prinzipien der friedlichen Koexistenz 
von Staaten mit unterschiedlicher Gesellschaftsordnung 
auf jede Weise zu fördern. Um der Notwendigkeit der 
militärischen Entspannung in Europa Rechnung zu tragen, 
wurde vorgeschlagen, die bestehenden militärischen Bünd­
nisse gleichzeitig aufzulösen. Sollte das nicht sofort möglich 
sein, wurde es als zweckmäßig erachtet, sich über die Auf­
lösung der militärischen Organisationen der NATO und 
des Warschauer Vertrags zu verständigen. Als äußerst 
wichtige Handlung für die Herbeiführung einer normalen 
Atmosphäre auf dem Kontinent sollten alle europäischen 
und außereuropäischen Länder die real bestehenden Gren­
zen zwischen den Staaten Europas anerkennen. Schließlich 
wurde vorgeschlagen, auf einer gesamteuropäischen Kon­
ferenz die spruchreifen Fragen zu erörtern und die Er­
gebnisse in Form einer gesamteuropäischen Deklaration 
über Zusammenarbeit im Interesse der Wahrung und 
Festigung der Sicherheit auf dem Kontinent zu verankern.

Heute — 16 Jahre nach der Bukarester Tagung — ist 
ersichtlich, daß die Hoffnungen der Urheber der Deklara­
tion über die Festigung des Friedens und der Sicherheit in 
Europa nicht unberechtigt waren. Die Deklaration ist tat­
sächlich zur Grundlage eines Dialogs geworden, der 1975 
in Helsinki auf der ersten Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa durch die Annahme der histo­
rischen Schlußakte gekrönt wurde. Der Weg nach Helsinki 
war lang und nicht einfach. Es war der Weg vom kalten 
Krieg und von der Konfrontation zunächst zu einem Tau­
wetter in den internationalen Beziehungen, dann zur Ent­
spannung und zur Zusammenarbeit, die auf der gesamt­
europäischen Konferenz völkerrechtlich anerkannt wurden.

Es kann hier nicht auf alle Etappen des Weges nach 
Helsinki eingegangen werden. Ausschlaggebend war aber 
zweifellos die Schaffung des Vertragswerkes an der Wende 
von den 60er zu den 70er Jahren: Damals Unterschrieben 
die UdSSR, Polen, die DDR und die Tschechoslowakei ihre 
Verträge mit der Bundesrepublik Deutschland, damals 
wurde das Vierseitige Abkommen über Westberlin ge­
schlossen, damals nahmen die beiden deutschen Staaten 
ihren Platz in der UNO ein. Damit wurde der Grundstein 
für den realen Übergang Europas zum Aufbau eines 
Sicherheitssystems gelegt.

Diese Arbeit ist natürlich noch bei weitem nicht voll­
endet. Die Konferenz von Helsinki hat, wie die darauf­
folgenden Jahre zeigten, dieser Arbeit neuen Auftrieb 
gegeben. Sie lieferte gewissermaßen einen Kodex der 
Normen der Zusammenarbeit, einen Verhaltenskodex, der 
von 33 europäischen Staaten sowie den USA und Kanada 
gebilligt und als Anleitung zum Handeln angenommen 
wurde. Doch diese Konferenz konnte nicht alle in Europa 
angehäuften Probleme lösen. Das Ziel der Konferenz be­
stand vielmehr darin, die politischen und territorialen 
Realitäten, die als Ergebnis des zweiten Weltkrieges und 
der Nachkriegsentwicklung auf dem Kontinent entstan­
den waren, völkerrechtlich und auf mehrseitiger Grund­
lage zu verankern sowie neue Möglichkeiten für eine kon­
struktive Lösung des Hauptproblems — die Festigung der 
europäischen und der internationalen Sicherheit, des euro­
päischen und des Weltfriedens — zu eröffnen.

Zur Bedeutung der Schlußakte von Helsinki

Die Schlußakte der Konferenz von Helsinki ist ohne Zwei­
fel ein bedeutsames Dokument. Erstmalig widerspiegelt 
sie ein umfassendes Einverständnis von 35 Staaten mit 
unterschiedlicher Gesellschaftsordnung in Fragen, die 
heute für die Geschicke der Menschheit ausschlaggebend 
sind. Sie widerspiegelt auch mit erstaunlicher Präzision 
die Widersprüche, Befürchtungen und Hoffnungen — 
kurz: die schwierige Realität unserer Epoche, in der die 
Menschheit vor allem eine einzige Aufgabe zu lösen hat, 
nämlich zu überleben. Hier soll nur auf drei Momente 
der Schlußakte hingewiesen werden.

1. In der Schlußakte sind erstmalig nicht nur die zehn 
Prinzipien zusammengefaßt worden, die das Kernstück 
der friedlichen Koexistenz ausmachen und von denen sich 
die Signatarstaaten der Schlußakte in ihren gegenseitigen 
Beziehungen leiten lassen wollen, sondern in ihr sind 
auch erstmalig ausführlich und exakt die entsprechende 
Methodik und ein konkretes Programm zur Verwirk­
lichung dieser Prinzipien erarbeitet worden. Im Mittel­
punkt stehen Fragen, die mit der Respektierung des Prin­
zips des Gewaltverzichts, des Verzichts auf Gewaltandro­
hung und Gewaltanwendung in den internationalen Be­
ziehungen verbunden sind, d. h. mit dem Verzicht auf alle 
Formen der Politik der Stärke (darunter auch der Verzicht 
auf wirtschaftliche Nötigung, auf das Eindringen in das 
Landesgebiet anderer Staaten usw.). Im Mittelpunkt stehen 
ferner Fragen, die mit der Schaffung einer Atmosphäre des 
Vertrauens und der gegenseitigen Achtung zwischen den 
Völkern Zusammenhängen.

2. Obwohl die Schlußakte sich nicht speziell mit der 
Konkretisierung der Wege und Formen zur Lösung der 
Abrüstungsaufgaben befaßt, widmet sie dennoch sowohl 
praktischen Maßnahmen zur Verstärkung des Vertrauens 
als auch einigen Aspekten der Sicherheit und der Ab­
rüstung große Aufmerksamkeit. Namentlich verständigte 
man sich auf der Konferenz in Helsinki über die vorherige

Ankündigung großer militärischer Manöver, über den 
Austausch von Beobachtern, über die rechtzeitige Ankün­
digung größerer militärischer Bewegungen sowie über all­
gemeine Erwägungen, von denen die Signatarstaaten bei 
der Behandlung von Fragen ausgehen wollen, „welche mit 
der Festigung der Sicherheit in Europa durch gemeinsame 
Bemühungen zur Förderung von Entspannung und Ab­
rüstung Zusammenhängen“.

Mit anderen Worten: In Helsinki ist das Fundament 
gelegt worden, auf dem konkrete Verhandlungen sowohl 
zu Problemen der weiteren Festigung der politischen Ent­
spannung in Europa als auch zu Fragen der Abrüstung 
(namentlich in Wien) stattfinden. In diesem Zusammen­
hang sei daran erinnert, daß die Sowjetunion zwei Jahre 
nach der Konferenz, und zwar im Oktober 1977, ein um­
fassendes Aktionsprogramm unterbreitete, mit dem die 
militärische Entspannung in Europa auf Grund der Be­
stimmungen der Schlußakte verankert werden soll. Die 
UdSSR schlug insbesondere vor,
— daß alle Teilnehmer der Konferenz von Helsinki einen 

Vertrag schließen, Kernwaffen nicht ab erste gegenein­
ander einzusetzen (später schlug die UdSSR vor, einen 
solchen Vertrag auch auf die konventionellen Waffen 
auszudehnen);

— sich darüber zu verständigen (und dies zu fixieren), daß 
die NATO-Staaten und die Staaten des Warschauer 
Vertrags nicht durch neue Mitglieder erweitert werden;

— die in der Schlußakte von Helsinki vorgesehenen ver­
trauensbildenden Maßnahmen auf diejenigen Staaten 
auszudehnen, die; im südlichen Teil des Mittelmeer­
raums liegen;

— keine militärischen Manöver und Übungen abzuhalten, 
an denen mehr als 50 000 bis 60 000 Mann teilnehmen. 
Weitere zwei Jafire später, am 6. Oktober 1979, erklärte

die UdSSR ihre Bereitschaft, die in den westlichen Gebie-


